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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 17.08.2021 

Aktenzeichen:  Vorlage Nr. 2-2906/21/33-173 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 02.09.2021 öffentlich Entscheidung 

 

Bebauungsplan "Windpark Scheid" - Beratung über eingegangene Stellungnahmen; Beschluss 
zur Offenlage 
 
Sachverhalt: 
 
In der Ortsgemeinde Scheid sind verschiedene Windenergieanlagen (WEA) in Betrieb, deren reguläre Be-
triebszeit bereits abgelaufen ist bzw. kurz vor dem Ablauf stehen. Ein Investor beabsichtigt daher, beste-
hende WEA rückzubauen und durch neuere, leistungsfähigere Anlagen zu ersetzen (Repowering). 
 
Der Ortsgemeinderat Scheid hat in seiner Sitzung am 17.04.2019 den Aufstellungsbeschluss für den Bebau-
ungsplan „Windpark Scheid“ gefasst. In gleicher Sitzung wurde die Verwaltung beauftragt, die Planunterla-
gen frühzeitig öffentlich auszulegen und die betroffenen Behörden und Träger öffentlicher Belange am 
Verfahren zu beteiligen. 
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes „Windpark Scheid“ hat in der Zeit vom 10.05. bis einschl. 11.06.2019 
zu jedermanns Einsicht bei der Verbandsgemeinde Gerolstein, Fachbereich 2 öffentlich ausgelegen. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden zeitgleich schriftlich am Verfahren beteiligt. Die Offenla-
ge wurde im Mitteilungsblatt der Verbandsgemeinde Gerolstein „Verbandsgemeinde Gerolstein aktuell“ 
am 02.05.2021 veröffentlicht. 
 
Die während der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen wurden in der Sitzung des Ortsgemeinderates 
am 14.05.2020 beraten. Verschiedene Träger öffentlicher Belange haben zurecht darauf hingewiesen, dass 
einige Standorte von WEA nicht den Abstandsregeln aus dem Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz entsprechen und zu nah an die Ortslage geplant wurden.  Der Ortsge-
meinderat hatte den Investor daher aufgefordert, die Planung entsprechend zu ändern.  Der Bebauungs-
planentwurf wurde daraufhin abgeändert. 
 
Die geänderte Planung muss nun erneut öffentlich ausgelegt werden. Die betroffenen Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sind ebenfalls erneut am Verfahren zu beteiligen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt die geänderte Planung als Entwurfsplanung und beauftragt die Verwal-
tung, die geänderte Planung öffentlich auszulegen. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange sind am 
Verfahren zu beteiligen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden vollumfänglich vom Inves-
tor übernommen. 
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Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 
 
Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen. 
 
Anlage(n):  
21-08-10_19-037_BP Begründung Offenlage 
21-08-10_19-037_BP Umweltbericht_Offenlage 
21-08-13_19-037_BP Planurkunde Offenlage 
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